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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom26 . Juni1929

Bürgermeister Seitz eröffnet um3/4 5 Uhr dieSitzung .
DeranStelledesversterbenenGR.Somitschals Ersatzmitgliedbe¬

rufene GR .Karl Nowekist zumerst enmal im Hause erschienen und leistet die An¬
gelohang .

Fürdie
EswerdensedannehneDebattefolgendeAnträgeangenommen:Errichtang

der Pissoireanlagen . ,Reumannplatz,XII . ,Schönbrunneraallee,Schlögelgasse,
XIII . ,Höttelderferstrasse - Breitenseerstrasse und XVII . ,Rosensteinparkwerden

dieBestimmungenbetreffenddesParkschutzgebietesaufgehoben.( Referent. . Stubia
nek ) ,die Strassen bei der Parkanlageauf demHerderplatzin Simmeringwerdenmit
einemKostenaufwandvon38 . 00cSchillinginstandgesetzt( Referent. . Schneider),
für die Unterbringungdes Planetariums auf demPraterstern wird das dortige Bauver

botaufgehoben(Referentin. . Dr.Furtmüller ) ,für dieAusgestaltungderUmkleide-¬
räume im Ofenhaus des GaswerkesSimmeringwerden 340 . 000Schilling bewilligt ;für

Gleiserneuereungen800 . 000Schilling( Referent. . Michal) ,Subventinenwerdenbewi.
ligt demösterreichischenVerbandfür Wohnungsreform1000Schilling ,dervereinigur
chemaliger Krieger in Eggenburg200 Schilling ,demVerein der Naturbeobachterund
Sammler200 Schilling ( Referent . . Hiess ) ,demVerbandtechnischer Anwälte wirdnad
einen Bericht des Gemeinderstes Weigl eine Subvontion von 1ooo Schilling gewährt .
Fernerwerdendie Bauplänefür städtischeWohnungsanlagenin HietzingDrechsler¬
gasse nach den Plänen des Architelten Rudolf Sowamit einem Kostenaufwandvon

. 160 . 000Schilling ,für einen Wohnbauder Gemeindein Meidling Malfattigasse nach

denEntwürfendesArchitekten. . KattnermiteinemAufwandvon660 . 000Schilling
ferner für Wohnhausanlagenauf der LandstrasseNeulinggasse( ArchitektDr .. Weiser
Kosten . 5MillionenSchilling ) undin FavoritenLaxenburgerstrasse92(Architekt
Josef Hahh ,Kosten 780 . 000Schilling ) genehimgt .Stadtrat Weberberichtet überden
Bau einer Zentralbade - undWäschereianlage für den Wohnbauin Meidling ,Aichholzgas
se nachdenPlanendes ArchitcktenDirnhuber .DieKostenbetragen . 6Millionen
Schilling ,der Bauwirdgenchmigt.

StadtratSpeiserberichtetnunüberdieAenderungendesArbeitsver¬
trages der Strassenbahner .DasFahrpersonalder Strassenbahnenhat durchdie
Gewerkschaftunddurchdie Perscnalvertretungam12 .FebruarderGemeindever¬

Forderungenüberreicht ,diedenEunschwaltungund derStrassenbahndirektion
zumInhalte hattn .dass eine den übrigen schemamässigenEntichnnggenbeider
GemeindeWienmehrangepassteEntlohnungder Strassenbahnbedienstetendurch¬
geführtwerde .Wirsindbei denLohnverhandlungenauf dieseWünschenachMög¬
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II . BlattGemeinderatssitzungvom26 .Juni1929
lichkeiteingegangenunddisVerhandlungsresultathatsichergeben,dassden
einzelnenGruppender Strassenbahnerein Schemazugestandenwurde ,daszwar
niedrigere Anfangs -aber höhere Endgehalte enthält .Die Fahrer und Schaffner die

bishereinenAnfangslohnvon254SchillingundeinenEndlohnvon339Schilling
hattenerhaltennun230bis 380Schilling .EinViertel der FahrerundSchaffner,
die sich durch eine besonders gute Dienstleistung auszeichnen und mehr als 14
Dienstjahre zurückgelegt haben können in eine um je 20 Schilling höhere Gehalts¬

gruppeüberreihtwerdenunderreichendahereinenEndlohnvonhooSchilling .Die
anderenVerkehrsbediensteten ,die bisher 250bis 335Schilling hatten ,sollen
vonnunan 222bis 380Schilling ,die Bahnhofsbedienstetendie bisher229bis
306 Schilling hatten ,206 bis 354 Schilling erhalten .Denjenigen Angestellten ,die

nach dem neuen Schema ein geringeres Gehalt hätten ,wurde zugesichert ,dass sie im

Genussihrer bisherigenBezügeverbleiben ,ja die Bedienstetenvom7 .bis zum14 .
Dienstjahr sollen überdies eine abbaufähige monatliche Lohnzulage von 4Schil¬
ling erhalten .Den Fahrern und Schaffnern wird ausserdem eine Fahrzülage von80

Groschenfür den Fahrtag gegeben .Diese Fahrzulage von monatlich etwa 21Schilling
kommt zum Lohne dazu ,sodass man sagen kann ,dass durch die Regulierung jeder
Strassenbahnermindestens21 Schilling gewinntanddass sich für denDurehschnitt
eine Bezuggerhöhung von über lo Schilling pro Kopf und Monat ergibt ,während sich

der
die Kostenpegulierung im Durchschnitt pro Mann und Monat auf 50 Schilling belau¬

fen ,da zu den Bezugserhöhungen auch noch soziale Lasten ,Beitragserhöhungen für
die Pensionsversicherungusw .dazukommen .Die Verrückungendie bisher jedesJahr

erfolgt sind ,werden der schematischen Vorrückung anderer städtischer Angestell¬
tengruppen angeglichen und werden von nun an jedes zweite Jahr erfolgen .Die
ziemlihh bedeutenden Bezugserhöhungen konnten angesichts des finanziellen Stan¬

des des Strassenbahnunternehmens ,das bekanntlich nicht aktiv ist ,nurunter

der Voraussetzung gegeben werden ,dass das Personal ,das ja selbst an einer voll¬

ständig geordncten Wirtschaft der Strassenbahnen das grässte Interesse hat ,sich

diese Lohnerhöhungen gewissermassen selbst erarbeitet ,wie dies auch in der

letztem Zeit bei mehrerenGruppender städtis chen Angestellten der Fall gewesen
ist .PDieVertretung der Strassenbahner hat für die Situation ihres Unternehmens
voll ' esVerständnis gezeigt und ich mussvon dieser Stelle aus dafür denStrassen¬

bahnernDanksagen . Eswurdeeine Arbeitsreformvereinbart ,die zu einerInten¬
sivierungderArbeitsleistungführt .OftwurdeindiesemSaaledarübergeklagt,
dass die Arbeitszeit des Strassenbahners allzu ausgedehnt ist .Wir haben uns

darumbemüht ,die Arbeitszeit möglichstzu werkürzenundzu erreichen ,dass,wenn
die Arbeitsleistung auch intensiver ist ,so doch möglichst viel vondieser
Leistunginnerhalh8 Stundengeleistet werdenkann ,soweitesebenineinem
Fahrbetriebmöglichist .Wasdie IntensivierungderArbeitsleistungselbstbe¬
trifft ,so wird nunmehrdie durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit derStras¬
senbahn ,dic mit13 ' 2Kilometernhinter der FahrgeschwindigkeitandererGross¬
städte zurüclkgeblieben ist ,auf 13 ' 9Kilometer bei Tag und auf 11 ' 8Kilometer
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am Abend und an Sonn -und Feiertagen -das ist jene Zeit ,da die Strassenb

vomübrigenFuhrwerksverkehrentlastet sind ,hinaufgesetzt .Fernerwerdendie
bishereinzelnfestgesetztenPausen,derenthalbenesimmerwiederStreitig-¬
keiten gegeben hat ,pauschaliert ,so dass sie nun der Arbeitsleistung desStras¬

senbchnern ,die auf demrollendenWagengeleistet wird ,zugeschlagenwerden.
DicsesSystemist inBerlinlänngstdurchgeführt .InZukunftbwerdenzuderAr¬
beitszeit ,die der Strassenbahnerauf demrollendenWagenverbringt ,noch28
Prozentzugeschlagen,dieer auchfür alle jeneNebenleistungenundNebenar¬
beitenbezahltbekommt,dieer ausserseinerArbeitamrollendenWagenversieht.
NureinigeLeistungensind davonausgenommenwiedie Geh -undFahrzeitzurAr¬
beitsantrittsstätte unddas Umkehrenin Stockgeleisen .Dadurchwirdebenfalls
eine intensivere Ausnützungdes Aachtstundentagesermöglicht ,andererseits er¬
hält der Strassenbahner aber eine gleichmässigere von der Dienstleistung unab¬

hängige Entlohnung seiner Dienstleistung und wird damit die nötige Arbeitsruhe im
Betriebeherbeigeführt .DerStrassenbahnverkehrmit seiner Eigenartbringtes
auch mit sich ,dass für jene Zeiten ,in denen die Strassenbahnwagen besonders

überfülltsind ,Versorgegetroffenwerdenmuss .In AnlehnungandasBerlinerSys-¬
temwerdendie sogenanntenUnterbrechervon3 auf6 in 14Tagenerhöht .DasPer-¬
sonalwirddafürdadurchentschädigt ,dassder 5 .und6 .Unterbrechermit2
Schilling besonders bonnifiziert wird .Ferner ist statt der 17stündigen Dienstbe¬

reitschaft ,die ein StrassenbahneransolchenUnterbrechertagenmiteinerweit¬
gehenden Arbeitspause hat ,eine Dienstbereitschaft von nur mehr 14 Stundenmit

einer grossen Arbeitspause festgesetzt worden .
Der Arbeitsvertrag enthält auch noch andere Neuerungen .Alle Zulagen

die bisherin Normalstundenansätzenausgedrücktwaren ,werdenin fixenBeträ¬
genausgedrückt ,die nachdenneuenGehaltsansätzenberechnetsind .DieEinzel- ¬
fahrtenundDoppeltage ,diebisherimmeramnächstenTageausbezahltwurden,
sollen ausGründender Vereinfachungnurmehreinmalmonatlichundzwaram16 .
des nächstesn Monates ausbezahlt werden .Der Aufschlag von 66 zwei Drittel Pro¬
zent als Vergütung für Einzelfahrten und Doppeltage wird auf 50 Prozent her¬

abgesetzt . EinAusgleich für diese Herabsetzung wird dadurch geschaffen ,dass sol¬

cheStunden ,die aufEinzelfahrtenoderDoppeltageentfallen ,miteinerFahrzu¬
lage von 1o Groschen honoriert werden .Ein alter Streitpunkt bei der Strassen¬
bahn war die sogenannte Durchrechnung .Bisher wurde dem Strassenbahner dis Min- ¬

destgrenze die 7stündige Arbeitszeit verrechnet ,in demneuenVertrag wirdals
Mindeststundenleistungdie SstündigeArbeitszeitfestgesetzt .Nur ,wenndie
geringere Arbeitsleistung über eigenes Verlangen der Bediensteten gemachtwur¬

de bleibt die Mindestgrenzevon 7 Stunden ,Ferner wurdeauch dieDienstein¬
teilung im Früh -und Ablöserdienst verbessert um die Mindestnachtruhe sicher

einhalten zu können .Jeder Strassenbahner weiss nun eine Woche im Voraus ,wie

seine Diensteinteilung sein wird .Auh eine Besserung der Urlaubsverteilung ist

in Aussichtgenommen .DieTourenkuppelung,diebisherhöchstens2 Stundenbe--¬56
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tragen hat ,wurdeauf 2 einhalb Stundenundbei der Stadtbahnauf 3Stunden
erhöht .Daurchwird esmöglich ,die Fahrpläne des Bedürfnissen des Dienstesund
der Bevölkerungleichter anzupassen .Abschliesendstellt St . R.Speiserfest ,
dassdie VorlagedenBedürfnissender Bevölkerungentspricht ,da eine nochgrös-¬
sereTariferhöhungvermiedenwurde ,dasssie auchdenInteressendesStrassen¬
bah runternehmens entspricht ,weil sie mithilft ,das Unternehmen vollständig

zu konsolidieren ,dass sie aber auchdenInteressender Bedienstetenselbstent¬
spricht ,weildie Bedienstetennunmehrdie Gewährhaben ,dasssie in einemkon¬
solidierten Unternehmenarbeiten ,und weil die Vorlage ihnen auchbedeutende

wirtschaftliche Vorteile bringt .Die Vorlage kann daher mit gutem Gewüssenzur

Annahmeempfohlen werden .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

GR. Haider( . . )Iprotestiert zunächst ,dassbei denVerhandlungen
die Mincrität rücksichtslos ausser Achtgelassen wordenist . DieWünscheund
Forderungender Minorität wurdeneinfach mit Füssengetreten .Schonunterder
christlichsozialen Herrschaft hat es Verhandlungen gegehen .Als damalsvon

einerkleinenchristlichsozialenArbeiterorganisationdiesogenannteSechserl- ¬
zulage erkämpft wurde ,mit welchen Temperament haben die Skare,ts und Emner¬

lingegegendieseZulagegetobt .HeutemüssenwirgegendenempörendenInhalt
derVorlageprotestieren ,dieeineAusbeutungschmimmsterArtdarstellt .Der
Referent hat uns nicht gesagt ,wie die Strassenbahnerdurchdiese Vorlagebe¬

nachteiligt werden . Wennman sagt ,dass in Amerika alles möglich ist,kann man
angesichts dieser Vorlage ruhig behaupten ,dass auch in der sozialdemokratischen

Partei undin der sozialdemokratischenStrassenbahnerorganisationalles mög¬

lich sein muss ,dennsonsthätte eine solcheempörendeVorlagedemGemeinderat
nichtvorgelegtwerdenkönnen .DieStrassenbahnerwurdenunterchristlichso¬
zialer Herrschaft aus den Klauenvon Tyrannenbefreit . Dashat damals eineklei¬

nechristlichsozialeArbeiterorganisationgetan .DiesozialdemokratischePartei
und die sozialdemokratische Strassenbahnerorganisation würdigen heutedie

StrassenbahnerzuwillenlosenSklavensozialdemokratischerAusbeutungherab.
Eine Reihevonsozialen Einrichtungen ,die unter christlichsozialer Herrschaft
für dieStrassenbahnererobertwurden,soeineigenesPensionsinstitut ,wurde
unter ihrer Herrschaft den Strassenbahnern rücksichtslos geraubt . DieVorlage

ist einSchulbeispieldafür ,wasfür einUnterschiedzwischenihrerTheorieund
Praxisist .Ihre Theoriestrazt vonArbeiterfreundlichkkit ,in der Praxisaber
zeigt sich das Gegenteil . DieVorlage ist wederdemWillen ,noch demInteresse

der Strassenbahnerentsprungen .Diesewerdenzu immergrösserenLeistungenan¬
gehalten ,ebenfallsein Beweis ,in welcherArbeiterfeindlichenWeiseSie dieAn¬
gestellten ausbeuten .Der Referent hat gesagt ,dass eine neuerlicheMehrleistung

vondenStrassenbahnerngefordertwerdenmusste .Er hat aberverschwiegen,wel¬
cher Art diese Mehrleistungist .DasGuartiergeld ,das geeignetgewesenäre ,
die höheren Mietzinse auszugleichen,bleibt sich ganz gleich,es ist umkeinen
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Groschenhöhergeworden.FrüherwurdedieArbeitszeitvomDienstantrittbis
Dienstschlussgerechnet ,jetzt wirdsie nurmehrvomrollendenWagenangerech¬
net .Früherwurdenje 15 MinutenbeimDienstantritt undbei Dienstschkussin
die Dienstzeiteingerechnet ,jetzt nichtmehr .ImGegenteil ,derStrassenbahner
musssich schon zehn Minutenvor Dienstantritt melden ,für diese 1oMinuten
aber erhält er nichts . WährenddemStrassenbahnerfrüher bei einemDienstschluss
nach18 Uhr20 MinutenNachtmahlzeiteingerechnetwurden ,werdenihmdiesejetzt
erst ab 20 Uhr gerechnet .Früher hatte der Strassenbahner 3 Unterbrechungenin
14Tagen ,jetzt 6 Unterbrechungen,waseine ganzgewaltigeVerschlechterungist .
Eine andere Verschlechterungbesteht auchdarin ,dass nunmehreinStrassenbahner
an ein unddemselbenTagauf verschiedenenLinien Dienst machenmuss .Bisjetzt
wurdenauchdieVerspätungengezahlt ,jetzt nichtmehr .DieseVerschlechterung
ist zugleichaucheinebedrohlicheGefährdungderöffentlichenSicherheit. 25
Prozentder Strassenbahnerbekommenein Zuckerl . Essind dies die älterenBe¬
diensteten .Die Jungen bekommen gar nichts ,Ein grosser Teil der Strassenbahn¬

bediensteten bekommt überhaupt nichts ,das sind alle die ,die bis heute nicht

mehrals 6 JahreDienstmachen.Auchbei denNeuaufnahmenzeigtsicheinege¬
waltigeVerschlechterung .Währendfrüher der Anfangslchn254Schillingbetrug ,
beträgt er jetzt nur mehr 230 . MitRücksicht darauf ,dass wir derBevölkerung

WiensunddenInteressenauchder Strassenbahnerdienenwollen ,könnenwirder
VorlageunsereZustimmungnicht geben .( LebhafterBeifall ) .

GR .Lehninger( . . )beschäftigtsich ebenfallssehr ausführlichmit
der Vorlage .DerVertragist der grösste Schandvertrag ,der je geschlossenworden
ist . DiePersonalvertretunghat die Strassenbahnerneuerlichverraten .DerVer¬
trag ist mit einer unerhörten Rabulistik abgefasst ,umdie Bedienstetenübers
Ohr hauen zu können .Seit 1919 erfolgen bei den Strassenbahnern bei dnsczia¬

len ErrungenschaftenfortwährendeBeschneidungen.FrüherwarderStrassenbahner
in jederHinsichtsozialgesichert ,jetzt ist er aberdasProduktjüdischkapita¬
listischerAusbeutunggeworden.Deralte ReizeswarIhnengegenübereinWaisen¬
knabe .Das Personal bekommteine enormeArbeitsintensivierung ,die beiIhnen
nichtsanderesist ,als die rücksichtsloseAusnützungderArbeitskraft .DieAuf¬
besserung ,die Sie zugewährenvorgeben ,ist einefadenscheinige .DieForderungen
warenursprünglich mit ' 5Millionen Schilling beziffert .Sie kosten Ihnenin
Wirklichkeitgar nichts ,weil das PersonalnachdiesemKollektivvertragrobot¬
ten muss . DerRedner bespricht dann ausführlich einzelne Bestimmungen ,wobei er
herborhebt ,dass die Sicherheit der Fahrgäste noch ärger gefährdet werden

wird ,als es heute der Fall ist ,weil manden Strassenbahnern dieVerspätungen
genommenhat ,die sie nunmehreinzubringen trachten werden .Sie haben dieStras¬
senbahnerumdie Ruhepausengebracht ,ja es ist beinahenichtaufzuzählen ,was
SiedenStrassenbahnerngenommenhalen.
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InneuenVertragist aucheinQuartiergeldvorgesehen,daseindirek¬

terHohnfürdieArbeiterist . Esbeträgtnämlichje nachderDienstzeit3bis
6Groschenmonatlich. EswärebesserdieStrassenbahnernichtzupflanzenund
diese lächerlichen Beträgeheranazunehmen ,wennSie eine Erhöhungablehnen .Ge¬
radezuherausforderndist die Bestimmung,dassein etwaigerUeberschussderStras-¬
senbahnuntergewissenBedingungenderKrankenkasseüberwiesenwird.Wirwünschen
einen recht grossen Ueberschuss ,damit diese am Krebierhalfter hängendeEinrich¬

tungsaniertwerdenkann .DiesesInstitutwurdedurcheinemutwilligeundsaloppe
Schuldenwirtschaftrunniert .AuchbeimBensionsinstitutder Strassenbahnerhat
mandurchdie ZusammenlegungundAufnahmevon6000BahnfremdeneinenRieenabgang
konstruiert .DieGemeindehättediePflichthierzuhelfen ,wennsie nicht ,wieder
Bund90 ,ProzentPensiongibt ,wasübrigensauchdiekleinenLokalbahnentun .An
den26 .JuniwerdendieStrassenbahnerlangedenken ,dennmitdiesemVertragist
das Schicksal der Strassenbahner besiegelt .Im Jahre 1889musste ein PaterEich¬
hornkommen,umdie weissenSklavendesReitzeszu befreien .Auchheutewäreein
solcherMannnotwendig ,umdieweissenSklavenausdemrotenUnternehmerjoch
zu befreien .( LebhafterBeifall bei der . . )

GR. Weigl( soz . dem. ) sagt ,dass niemandleugnenwird ,dass dieStrassen¬

bahnerdurchdiesenVertragsabschlusseingrossesStückMehrarbeitaufsichneh¬
men .Abersie nehmendieseMehrarbeitinnerhalbdesAchtstundentagesaufsich ,
so dass eine Intensivierung der Arbeitsmethede platzgreift .DieStrassenbchner

WienshabendieseVerhandlungendurchmehrereMonategeführt . Eswarenschwie¬
rige Verhandlungen .DieStrassenbahnerhabensichdurchausnichtleichtüber¬
zeugenlassenvonderNotwendigkeitdieserIntensivierung.Erstals manihnenei¬
nengenauenEinblickin die GebarungdesUnternehmensgewährthat ,habenSiedie-¬
sem Vertrag zugestimmt . Esist notwendig ,einige der krassesten Irrtümer der Vor¬

rednerrichtigzustelken .Vorallemdie Pausen .NachdemVertraghat derStrassen¬innerhalb
bahner einer achtstündigenArbeitszeit 2 Stunden11 MinutenPause .Selbst

wennman1o Minuten Vorbereitungs - und1o Minuten Schkusszeit berücksichtigt und

vonderPauseabzieht ,sobleibennocheineStunde54MinutenreinePause .Ich
frage ,welcheandere Körperschaft dieses Ausmassvon Pausenaufzuweisenhat .Die
MinderheitwirdkeineneinzigenVertraganführenkönnen ,der derartigePausen
festsetzt .Nur dann ,wenn sie di s könnte ,hätte sie ein Recht ,hier gegen den

Vertrag zu reden .( LebhafterBeifall ) .
Wasdie Unterbrechungenanlangt ,so mussfestgestellt werden ,dasskei - ¬

neeinzigeBahnunternehmungeineBegrenzungderUnterbrechungenvorsieht .Eshan¬
delt sich hier um eine bessere Anpassung des Verkehrs an die Bedürfnisse der Be¬

völkerung .Dieses Zugeständnis haben die Strassenbahner mit Rücksicht aufdie

Arbeiter undAngestellten gemacht ,die rechtzeitig in ihremBetrieb kommenmüs¬
sen .( Beifall ) .Es ist auchnicht zu befürchten ,dass Verspätungenauf Kostendes
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Fahrpersonalsgehen . Eshandeltsich hier umeine SicherungsklauselderDirek¬
tion .Auch die Bienstjüngsten Strassenbahner werden der Fahrdienstzulage von
20 Schilling im Monatteilhaftig und erhalten schon im vierten Dienstjahrdie

Ausgleichszulage von 4 Schilling monatlich .Wenn die Minderheit im Gemeinderat

die Bezahlung der Strassenbahner als zu gering bezeichnet hat ,dann kann ich nur

darauf verweisen ,dass heute noch die schwergeplagten Chauffeure bei der Post

durch zehn Jahre ihrer Dienstzeit blos 170 Schilling im Monaterhalten .( Hört !
Hörtrufe bei der Mehrheit ) .Das wäre gewiss ein geeignetes Chjekt christlicher

Gewerkschaftsfürsorge. Esmussaudrücklichdaraufhingewiesenwerden ,dassdie
Strassenbahner von der kommenden Tariferhöhung gar nichts bekommen ,sondern sich
selbst die heute vom Gemeinderat zu beschkiessende Aufbesserung ihrer Bezüge

erarbeiten müssen .DemHerrh Lehninger wird es schwer fallen ,seine Behauptung
dass der Obmannder Wiener Strassenbahner seine Kollegen neuerdings verraten
hat ,zu beweisen .Das ist schlimmste Demagogie,berechnet auf die schlechten In¬

stinkte der Indifferenten und der böswilligen Elemente .Die Unterhändler haben

laufend ihren Kollegen berichtet und keinen Schritt ohne Wissen und Willender
Vertrauensmänner getan . DerObmannder Wiener Strassenbahner ist ein Mann ,des - ¬
sen Integrität und Anständigkeit über alle Zweifel erhaben ist .( Lebhafter

Beifall bei der Mehrheit ) .Wenn die Unterhändler zu diesem Vertrag ihre Zu¬

stimmung gegeben haben ,so deshalb ,weil die Strassenbahner sich der Pflicht
bewusst sind ,diesen Betrieb flott zu machen und so auszugestalten ,dass er den

Anforderungendes fahrenden Publikumsentsprechen kanncStarkerBeifall ) .
GR. Gschladt( . . ) besprichtsehr ausführlich die Stellung desArbeiters

vomStandpunkt des christlihen Realpolitikers .Die frühere Verwaltung wargewiss

bemüht soziale Fürsorge zu leisten ,was auch zu relativ befriedigenden Zuständ - ¬
den geführt hat .Die menschliche Gesellschaft ist auf die Familie aufgebaut und

es muss auch der letzte Strassenbahner in der Lage sein mit seinem Lohn eine

Familie zu gründen und zu crhalten ;Wir prüfen diesen Vertrag ,ob er den An¬

sprüchen sozialer Gerechtigkeit entspricht .Es geht nicht an ,dass die Schwächen
des Vertrages entschuldigt werden durch die Intensivierung .Die Bestrebungen

zur Verbesserungen der Betriebsführung sind nicht neu ,aber die Rationalisierung

soll nicht bloss in der Intensivierung bestehen .Die Rationalisiennng darf auch

nicht dem Unternehmer einen privatwirtschaf tlichen Vorteil bringen ,sondern vor

allem der Volkswirtschaft .Die Strassenbahn sichert sich aber wirtschaftliche

Vorteile ausschliesslich auf Kostender Bediensteten .Dasgrosse Defizitist
vor allem auf die Neuanschaffungenaus Betrie bsmitteln ,auf dieFürsorgeabgabe ,
auf das Freikartensystem ect .zurückzuführen .Heute ist es so ,dass dasFärperso¬

nal den Fchrgästen gegenüber sein Herz ausschüttet .Wildfremde Fahrgäste werden
von den
anders s

Schaffnern mitihren
ein,,wenn manhört ,

sozialen Sorgen überfallen .Es kann auch nicht
dass 55 Vertrauensleute über daswirtschaftliche

Wohlvon10. 300Bedienstetenentscheiden.Ichbinüberzeugt,dassdie
60 Strassen¬
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bahner gewillt sind,an der Rationalisierung mitzuarbeiten ,aber nur dann ,wenn

sie auch beim Unternchmer eine solche Rationalisierung sehen,Man mögezuerst
den Betrieb in Bezug auf seine Wirtschaftlichkeit ratinnalisieren ,indem man

jene Verfügungenzurückzicht ,die der Bevölkerungvotäuschenwollen ,dassei ;
sich bei den Strassenbahnern umeinen passiven Betrieb handelt ,während manin
Wirklichkeit aus ihn ungeheure Reichtümer auf Kosten der Sicherheit desfahren¬

den Publikums herausholt .Der Vertrag ist ein Akt einseitigen Terrors ,da nurdie
freie Gewerkschaft ,nicht auch die anderen Gewerkschaften gehört wordensind
und wir werden diesenVertrag ablehnen .( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR .Lehninger ( . . ) bemerkt ,GR .Weigl habe als Sekretär der freien
Gewerkschaft für den Vertrag sprechen müssen ,während er in seinem Innern sicher

dagegen sei . DerRedner nimmtsodann gegen die Bemerkungdes GR. WeiglStellung ,
dass kaum in einem anderen Betriebs so grosse Arbeitspausen bestünden ,indem er

die aufreibende Tätigkeit eines Strassenbahnbediesnetetan der Tätigkeit anderer

Angestellten gegenüberstellt .Schliesslich stellt er noch richtig, ,dass er nicht
von einem Verrat des Obmannsder Personalvertretung sondern davongesprochen
habe ,dass der Vertrag eine geteilte Aufnahme gefunden hhbe und dass der gröss - ¬

ste Teil der Verkehrsbediensteten der Meinung sei ,dass/ein Verrat vonseiten

der Personalvertretung sei ( Beifall bei der . . )
ST . . Speiser befasst sich in einer eingehenden Polemik mit denAus¬

führungen der Oppositionsredner .Die Zukunft wird es ja erweisen ,obwikklich ,

wie dies einzelne Rednerbehauptet haben ,ein AktschlimmssterAusbeutungvor¬
liegt . DieDirektion übernimmtdie Verantwortungfür die DurchführungdesVer- ¬
trages auf Grund der Erfahrungen die in vergleichbaren Strassenbahnbetrieben

der Weltstädte gemacht worden sind und es wird von seiten der Direktion sicher

nichts geschehen ,was die Betriebssicherheit oder den Gesundheitszus tand der

Angestellten gefährden könnte .Wie wenig richtig es ist ,wenn behauptet wurdey

dass die Strassenbch nangestellten vor dem Kriege besser gestellt waren als heu¬
te beweist schon allein die Tatsache ,dass im Frieden der Normallohn für eine

Arbeitszeit von neun ein halb Stunden gegeben wurde ,während heute derNormal¬

lohn für eine Sstündige Arbeitszeit /weiters die Tatsache ,dass grüher für Ueber .
stunden oft nicht einmal der Wert einer Arbeitsstunde und manchmal nur ein

klein wenig darüber gezahlt wurde ,während heute die Ueberstunde mit einemAuf¬
schlag von 50 Prozent vergütet wird . Esist gewiss richtig ,dass zum Teil Ueber¬

stunden und Doppeltage verschwinden werden ,aber dass die Ueberarbeit auchbei
den Strassenbahnern eingeschränkt wird ,ist gerade unser Stolz ( Lebhafter Bei¬

fall bei der Mehrheit ) .Den Klagen der Minderheit über eine zuweitgehende

Intensibierunghält Stadtrat Speiser entgegen ,welchgewaltigeIntensivierung
bei denBundesbahnendurchgeführtwurde .Dort ist in der Zeit von192½bis - 1928
der Lokemotivstand um ' 3Prozent geringer geworden und trotzdem hat sich die
Zahl der Lokomotivkilometer um17 ' 6Prozent die der Zugskilometer um251
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Prozent und die der Wagenachskilomcterum1812Prozent vermehrt .DemZugderZeit
kannsichebenniemandentzichen ,St. . Speiserbittet schliesslichumAnnahme
der Vorlage ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit

DerReferentenantragwirdangenommen.
Vizebgm. Emmerlingreferiert über die Tarifregulierungenbei derStras -¬

senbahn ,Stadtbahn und bei der Autobusunternehmung Pötzleinsdprf - Salmanns¬

dorf . Erwendet sich zunächst gegen die in der vorausgegangenen Debatteerhobe¬
nen Vorwürfe ,dass von der Strassenbahn Ueberschüsse verschleiert werden ,Indem
er darauf hinweist wie sehr einerseits die Abwanderung zu den begünstigten Fahr¬

scheinen ,das vorausgesetzte Erträgnis gemindert hat ,währendanderer¬
seits sich die Kosten für die notwendigen Herstellungen bei denStrassenbahnnn
ausserordentlich verteuert haben .In der Friedenyzeit hat es 60 Millionen Fahrten

mit begünstigten Fahrscheinen gegeben ,heute sind es 350 Millionen Fahrten .Damals
waren die begünstigten Karten ein Fünftel aller Karten heute ist es die Hälfte .
All in mit den Wochenkartensind im Jahre 1928 70 ,Millionen Fahrten gemachtwor- ¬
den . Beider letzten Tarifregulierung im Jahre 1927 war ein durchschnittlicher
Fahrpreis von 20 ' 8Groschen vorgesehen doch ist der durchschnittliche Fahrpreis

im Jahre 1928 auf 20 ' 4und in den ersten vier Monaten des Jahr ' s1929 auf 19 ' 7
Groschen gesunken .Bei einer Frequenz von 634 Millionen zahlenden Fahrgästen be¬

deutetalso ein RückgangdesmittlerenFahrpreisesum ' 1Groschenalleineinen
Ausfall von rund 7 Millionen Schilling jährlich .Eine Steigerung der Frequenz

ist nichtmehrzuerwarten .DieerstenfünfMonatedesheurigenJahresweisen
gegenüber den gleichen Monaten des Vorjahres schon einen Frequenzrückgang von
rund 1 Prozent auf . Dasbeweist ,dass die höchsten Frequenzziffern bereits über¬
schritten sind und eine rückläufige Bewegungzu erwarten ist .Da keine Inves¬
titionen aus Betriebsmitteln gemacht wurden ,ist die Schuldenlast des Betriebes

für Infestitionen und Erneuerungen bereits auf 113 Millionen Schilling ange¬

wachsen .Der oft verbreitete Vorwurf ,dass die Strassenbahn ,die nicht einmal ih¬
re Erneuerungenaus Betriebsmitteln decken konnte ,sogar einen Teil ihrer In¬
vestitionen aus Betriebsmitteln bestritten habe ,umden Tarif hochzuhalten ,ist
völlig unrichtig .Das Defizit der städtischen Strassenbahnen ist trotz der letz¬

ten Tariferhöhung nicht gesunken ,sondern gestiegen .Es beürug laut Verwaltungs - ¬

bericht bis Ende 1927 24 ' 2Millionen Schilling und wird sich voraussichtlich
bis zumAbschluss des ersten Halbjahres 1929 noch um16 ' 8Millionen Schilling

auf insgesamt Al Millionen Schilling erhöhen .Nach den letzten Betriebsergeb¬

nissen wird der Jahresabgahg einschliesslich der Abschreibungen rund 11 ' 5Mil¬
lionen Schilling betragen .In diesen Zahlen ist der Aufwand für die mit denBe¬
diensteten bereits abgeschlossenen Lohnregulidrung nicht berücksichtigt .DieDi¬

rektion nimmtvielmehr an ,dass dieser Aufwanddurchdie Ersparungeninfolge
der vereinbartenArbeitsintensivierungvomPersonalselbst erarbeitet wird .Die
vonderStrassenbahndirektionderGemeindeverwaltungvorgeschlageneTarif¬
vorlage 62
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soll ein Mehrerträgnis von 17 ' 3Millionen Schilling bringen .Da der laufende

jährliche Betriebsabgang14 ' 5MillionenSchilling ausmacht ,verbleiben zurRück.
zahlung dee aufgelaufenen Defizits von Al Millionen Schilling nur ' 8Millionen
Schilling jährlich .Die Tarifvorlage bringt einc ErhöhungdesSchaffnerfahrschei-¬
nes von bisher 28 Groschen auf 32 Groschen und die der Einzelvorverkaufskarte

von 26 Groschen auf 30 Groschen .Die Frühkarte wird von 16 auf 19 Groschenerhöht ,
der Hin -und Rückfahrscheinvon 35 auf lo Groschen,die Wochenkarte von ' 60
Schilling auf ' 90Schilling ,die Kindrkarte von4 Groschenauf 6 Groschen ,die
Streckenkarte für zwei Feilstrecken von 10 ' 50Schilling auf 13 Schilling und
schliesslich die Monatskarte von 26 auf 32 Schälhing .Im Tarifgebiet PI wirdder

Preis einer Teilstrecke von14 auf 16 Groschencrhöht .NachBerechnungender
Strassenbahndircktionwird sich ein mittlerer Fahrpreis von23 ' 6Groschenergeben .
Berücksichtigtmandie Freifahrscheinefür Arbeitslose ,so ergibtsicheinemitt-¬
lere Einnahmevon 23 Groschen pro Fahrgast .Diese sind fast genau 16Goldheller ,

also gleichder mittlerenEinnahmevordemKriege .UnterBerücksichtigungdersteht
Stadtbahnfahrten/derseinerzeitigen mittleren Friedenseinnahmevon16Goldhellern
eine jetzige mittlere Einnahmevon11 ' 1Goldhellergegenüber ,das heisst,es be¬
trägt der mittlere Fahrpreis nur 88 Prozent vomFriedensfahrpreis .Schliesslich
vergleicht Vizebgm .Emmerling die Wiener mit den Berliner Verkehrsverhättnissen .

Die Berliner Strassenbahnen haben um 10 Prozent mehr Wagen ,befördern um 30Pro¬

zentmehrPersonen,habenaberum20ProzentwenigerPersonal. DerReferenter¬
sucht umAnnahmeder Vorlage .( LebhafterBeifall ) .

St . . Kunschak( . . )erinnert zunächstan die GeschichtederWiener
Tramway ,an die Kämpfeder Bediensteten an die Durchsetzung ihrer Forderungen

und schliesslich an den Aufstieg der Bedienstetmn ,den sie seit denNeunziger - ¬

jahren genommenhaben .Wasdie BedienstetenvomJahre 1897an erreichthaben ,
haben jedoch zehn Jahre sozialdemokratische Verwaltung ins Gegenteil verkehrt .

Das heutige System heisst nicht Reitzes ,sondern Emmerling .Wir haben heute bei
der Strassenbahn schon solche Verhältnisse ,dass es sich nur mehr um einen Trop¬

fen handelt,umden gefüllten TopfzumUeberfliessenzu bringen . WennSiedie
Fahrtleistungen der Bediensteten so anspannen ,wie Sic das Hetzt tun wollen ,so

es

ist eine Zumutung,wiesie noch nie an die Bediensteten gestellt wordenist . Es
wird uns auch gesagt ,dass die Lohnerhöhung ,die einige Millionen kostet ,demUn¬
ternehmengar nichts kosten wird .DieseKunstkönnenSiesich patentierenlassen .
DahabenSie einen Rekordaufgestellt der kapitalistischen Ausbeutung( Beifall )

Rednerbesprichdannausführlichdie Verhältnissein derPensionskasse
der städtischen Bediensteten ,die für die Strassenbahner ainmal einevorbildliche
Einrichtung war,nun aber durch die Anglie derung von 6000 Bahnfremden ohne Prä¬

mienreserven organisatorisch demoliert und versicherungstechnisch auf den Hund
gebracht wordenist .

Seit 1921wurdendie TarifederStrassenbahnnahezuverdoppelf.Beim
63
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Tagesfahrschein macht die Erhöhung seit 192½ rund 78 ' 8Prozont aus,beim Früh¬
fahrschein 54 ' 2Prozent,bei der Wochenkarte 58 Prozent ,bei der Netzkarte 67Pro - ¬

zent,bei der Streckenkarte64 bis 69 Prozent .Eine Wirtschaft ,die innerhalbvon
1 Jahren den Tarif an die hundert Prozent erhöht ,eine Lohnerhöhungaus denBe¬
diensteten herausholt und doch noch ein Defizit aufweist,hat mit kaufmännischer

Gebarung nichts mehr zu tun . Sieverläuft vielmehr an den Grenzen der System¬

undIdeenlosigkeit .Mansagt demGemeinderatnicht die Wahrheit .EineReihevon
Ziffern sind noforisch unrichtig .Die vorliegende .Berechnungüber dieEinnah¬
men aus den Zeitkarten kann unmöglich stimmen .Nach den statistischen Mitteilun¬
gen lässt sich die Zahl der Zeitkarten ,die im Jahre 1927 verkauft wordensind

genaufeststellen .EineeinfacheRechnungergibteineEinnahmevon23,918. 000
Schilling ,währenddie Direktionnur 23,563,000Schilling errechnet .Dasist schon

alleineineDifferenzvon355. 000Schilling .Das-selbeBildergibtsichauch
bei den Karten im Tarifgebiet II . Hierbeträgt die Differenz 99 . 657Schilling .

Dassindschonrund154. 000SchillingMehreinnahmen .BeidenbegünstigtenFahr¬
karten ist manauf Kombinationenangewiesen .Die städtischen Angestelltenhaben
Anspruch auf die halbe Fahrkarte .Ihre Zahl ist genau bekannt . Wennmannurdrei
Fahrtentäglich annimmtundsie zumFrühtarifberechnet ,so ergibt das60Mil¬
lionen Fahrten im Jahr undeine Einnahmevon11 %4MillionenSchilling .DieschBe¬
trag verliert die Strassenbahn ,die Gemeinde spielt hier den Wohltäter ausden

nicht
Taschenanderer Leute ,waszumindestens/fair genannt werdenkann .Bei denArbeits - ¬
losenfahrscheinenist esnichtanders . Eswerden16MillionenFahrtenunentgelt-¬
lich gemacht ,die wieder zum Frühtarif berechnet dem Unternchmen 3Millionen
Schilling kostet .Die Gemeindehebt ja für die ArbeitslosenfürsorgedieBier¬
steuer ein ,die 3 Groschen für das Krügel beträgt ,sie lässt sich aber die Ar¬
beitslosenfürsorge von der Strassenbahn bezahlen .Diese beiden Posten belasten

also die Strassenbahnzu unrechtmit 14 'Millionen . Eshat also der Betriebnicht
' 4MillionenDefizit ,sondernmehrals 9 MillionenSchilling Ueberschuss .Ich

staune ,dass mannochdenMutaufbringt ,heute zu sagen ,dass die Strassenbahnder
GcmeindekeinenGewinnabwirft .Alleinausder FürsorgeabgabebekommtdieGemeinde
4 MillionenSchilling imJahr .DieseSteuerhat es früher überhauptnichtgegeben.
Vonden Verkehrskalamitäten wolle der Redner nicht ausführlich sprechen . Esist
alles andere als ein geregelter den Bedürfnissen des Publikumsentsprechender

Verkehr. EswatTrostloseresals denVerkehrin WiennachderneuntenAbenddtunde
knnmansich nicht vorstelden .DerZustanddes Wagenparksist zumStadtgespräch
geworden .Aberauchdie Tarifpolitikselbst vernachlässigtdasInteressederBe¬
völkerung und der Gemeinde .Sie wird immer schlechter ,je höher die Tarife werden .

Gewissist es richtig ,dass ein Tarif von30 GroschenvonNeuwaldeggbiszum
Zentralfriedhofnicht hochist .aberer ist reichlich überzahltzumBeispiel
boi einer Fahrt von Hernals auf den Schottenring . Wennmaneinen Tarif einführen
würde ,der zwei Teilstrecken ohne Umsteigverl hr billiger berechnet ,wirdman
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eine Mongevon Leuten gerade in der verkehrsschwachen Zeit auf die Strassenbahn
bringen und bei gleichbleibenden Regickosten eine bedeutende Einnahmehaben .
Ich stolle dhherdenAntrag ,die Direktiender Strassenbahnenwirdufgefordert ,
demGemeinderatunverzüglicheine Vorlagezu unterbreiten ,wonachfürdirekte
Fahrten auf nicht mehr als zwei Teilstrecken zwischen 8 Uhr Früh und 8 Uhrabend
ein ermässigter Tarif zur Einführung gelangt ,bschliessend muss gesagt werden ,
bei einer sachgemässenGebarungdie davon frei wäre ,dass spekulative Ueber¬
weisungen aus der Gebarungder Hoheitsverwaltung stattfinden ,würde die Strassen - ¬

bahnkein Passivumausweisen .Steht das aber fest,so kannmannachdenGesetzen
der Logik der Vorlage nicht zustimmen .Sie ist in den Verhältnissen völlig unbe - ¬

gründet und wir werden nicht nur dagegen stimmen ,sondern protestieren schärfttens
gegen ihre Annahme( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbei der . . )

GR. Schelz( . . )bemerkt ,nach der Dollaranleihe und den ansie
geknüpften Versprechungen hätte man annnehmen müssen ,dass es auf lange Zeitn

keine Tariferhöhungen mehr geben werde .Statt dessen kommtnun so bald eine neue

Erhöhung .Wieteuer unsersStrassenbahnfahrscheinesind ,ergibtsich
daraus ,dass man in Berlin um einen Schilling fünfmal fahren kann mit demRecht

des Umsteigensauf UntergrundbahnundAutebuswährebdmanbei uns umdenselben
Betrag nur dreimal und wenn man auf den Autobus umsteigen will ,sogar nurzwei .

mal fahren kann .Der Grund für dieden teuren Fahrpreis liegt einzig undallein

an der schlechten Geschäftsführung und schlechten Verwaltung derStrassenbahnenim Jahr
die die Bevölkerung mit zu mindest 17 ' 3Millionen/bezahlen muss .Die Tariferhöhun- ¬

gen bei den Strassenbahnen sind zu einem Koller geworden .VomJahre 1923 bis heu¬
te wurdeder Terif um18 Prozentverteuert .Wasbieten Sie der Bevölkerungdafür .
DieFahrgeschwindigkeitzuvergrössern,wirdIhnenangesichtsderbestehenden
Verkchrshindernisse und der Ueberfüllung nicht möglich sein .Sie hätten der Be¬
völkerungzumindesteine Verlängerungdes Betriebsschlusses ,eincwenigstens
teilweise Aufhebungdes Ueberfüllungsverbotes und die Einfühnnng einer geeigneten
Zonenkarte bringen müssen .Die Staffelung des Tarifes bewoist ,wie unsozial Sie

sind .DennormalenTagesfahrschein ,den Sie immerals Bourgomafahrscheinbezeich¬
nen ,verteuern Sie um1412Prozent ,den Früh - undden Wochenfahrscheinaber um1817
und dic Netzkarte gar um 23 Prozent ,das heisst ,Sie verteuern gerade der arbei¬

tonden Bevölkerungdie Strassenbahn im besonderen Masse . WirwerdenmitProtest
die Vorlage ablehnen ( Lebhafter Beifall bei der ED. )

GR .Hongl( . . )stellt folgendeAnträge: DieStrassenbahnlinie34
ist bis zur GrinzingeralleeoderBillrcthstrassezu verlängern .DieStrassenbahn¬
dircktion hat einen Entwurffür eine neue Strassenbahnlinic durch dasKrotten¬
bachtal nachNeustift amWaldeundSalmannsdorfvorzulegen .DerbesondereTarif
von1o Groschenauf der Kraftstellwagenlinie Billrothstrasse -Neustift amWalde
und Pötzleinddorf - NeustiftamWaldeund Salsmannsdorfist auch allen inden
dortigen Gebicten beschä ftigten Arbeitern und Angestellten zuzuerkennen .An

gonn -undFeiertagenist die KraftstellwagenlinieNeustiftamWalde-Billroth¬



Gemeinderatssitzungvom26 .Juni1929 XIII . Blatt
strasse bis zur Stadtbahnstation Nussdorferstrassczu führen .Bei derEndsta¬
tion Billrothstrasse der Kraftwagenlinie ist ein Wartchäuschen zu errichten .

Schliesslich verlangt ein Eventualantrag des Redners die Eröffnung einer Auto¬

buslinie von der Endstation des 38er Wagens in Grinzing zumNussdorferplatz .

GR. Daffinger ( . . )meint ,dass es gar kein Defizit bei denStrassen¬

bahnen gebe . Diesewerfen vielmehr ein Reinerträgnis ab ,das aber von derVerwal¬
tung verschleiert wird .GR. Daffinger unterzieht die von der Strassenbahndirek¬

tion vorgelegten Zifforn einer eingehenden Kritik und weist nn der Handdie - ¬

ser Ziffern nach ,dasz das Jahresdefizit ,wie es von derStrassenbahndirektion
behauptet wird ,auf ' 6sondern nur auf ' 1Millionen belaufen kann,wennman

dic vorgelegten Ziffern als richtig annimmt .Es zeigt sich in all demdic Ten¬
denz ,bei der Strassenbahnumkeinen Preis ein Defizit aufscheinenzulassen .
Wir wendenuns gegen diese Methodeund lehnen die Vorlage ab .( Beifall beider

Einheitsliste )

GR .Pfeiffer ( . . ) bezeichnetes als die HauptursachedesDefizits
bei den Strassenbahnen ,dass so ungeheuer viel Fahrscheine zubegünstigten
Fahrpreisen abgegebenwerden .Infolge dieser Begünstigungenergibt sich einEnt¬

fall an Einnahmenvon 35 Millionen Schilling .Wir wollen niemandemin seinen
Begünstigungen verkürzen ,verlangen aber mit allem Nachdruck ,dass damit nicht
die Strassenbahn belastet wird . DerRedner beschäftigt sodann mit der geplanten

Intensivierung bei den Strassenbahnern und gibt seiner Besorgnis Ausdruck ,dass
darausGefahrenfür die Betricbssicherheitentstchenwerden ,insbesonderewenn
man bedenkt dass unsere Fahrbetriebsmittel ,namentlich die Beiwagen mit den

niederen Brüstungen der gesteigerten Geschwindigkeit nicht gewachsen sind ,Die

Erhöhungder Strassenbahntarife wird sich in einiger Zeit zweifellos vielmehr
auswirkenals die Erhöhungder Mienzinse .Wennmandie Reallöhnezugrundelegt
sind die Fahrpreise heute schon übervaloråsiert ( Bemfall bei der . . )

GR .Stöger ) . . )stellt gegenüberVizebgm .Emmerlingfest ,dassdie
Stidtbahn nicht von den Sozialdemokraten sondern unter Lueger erbaut wurde .Die
Mehrheit könnte allerdings etwas Grossartiges schaffen durch Erbauung derUnter¬
grundbahn ,Davonhört mankein Wort ,obwohlStadtbaudirektorMusilschonvor

in - em
langer Zeit ein/Interviaw erklärte ,dass er den Plan für die Untergrundbahn
fertig habe .Der Redner verlangt sodann die Beseitigung der Karikaturen aus den

Strassenbahnwagen,daes nichtangeht ,dieFahrgästeals ungebildeteProttel
hinzustellen . DieLeutedie die Sozialdemokratenin Wieneingebürgertheben
erdreisten sich jetzt der Wiener Bevölkerung über Takt Lehreh zu erteilen .Die
Taruferhöhung ist unsozial ,da von ihr vor allem das Proletariat betroffen wird
( LebhafterBeifall bei der . . )

GR. Waldsam( . . )wendetsich gegendie BehauptungdesReferenten ,
dassderStrassenbehntarifsozialsei,indemer daraufhinweist ,dassdieErhö¬
hungenbei den begünstigten Kartenprozentuell viel weiter gehe als bei dennor¬
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malenTagesfahrsheinen . Erweist darauf hin ,dass die Begünstigungenbeiden
Wochen -undStreckenkartender Bundesbahnenviel weiter gehenals bei denStras
senbahnenund stellt den Antrag ,die Direktion der Strassenbahnensei zubeauf¬
tragen ,für Arbeiter und Angestellte besondere Streckenkarten einzuführen ,die

wei bei den Bundesbahnen nur die Hälfte des Preises der normalen Streckenkarten

kosten ( Beifall bei der( . . )

GR. Ullreich( . . )erklärt ,dass der Strassenbahnverkehrin Wieneiner
Grosstadt nicht würdigist . Erbezeichnet die in den letzten Wæhenin denStras - ¬
senbahnwagenangebrachten Karikaturenbilder als beschämend . Erwäre amPlatze ,
für Strassenbahn ,StadtbahnundAutobuseine bessereLinienbezeichnungeinzufüh¬
ren und die Stadtbahn als Schnellbahnzu betreiben ,wie es der Bevölkerungver¬
sprichen worden ist .( Beifall ) .

In seinem Schlusswort weist der Berichterstatter den Vorwurfzurück ,

dass die Betriebsführungder städtischen Strassenbahneneinekapitelistische
ist . DieBetriebsführung eines solchen Unternehmens muss sich ,wie in jeder an¬

deren Grosstadt ,den Verkehrsanforderungen anpassen .Selbst nach derErhöhung
der Tarife bezahlen die Arbeiter nur 3 Prozent des Lchnes auf derStrassenbahn ,
während sie im Durchschnitt vor demKrieg 5 Prozent gezahlt haben .

Die Anträge der Direktion werdenmit den StimmenderSozialdemokraten
angenommen .Alle Minderheitsanträge worden der geschäftsordnungsmüssigen Be¬

handlungzugewiesen .
VorsitzenderGR.Hofbauerschliesstum24UhrdieSitzung.
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